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I. Einleitung

Gustav Heinemann hat in seiner Antrittsrede nach seiner Vereidigung als Bundespräsident am 1. Juli 1969
eine uns alle verbindende wichtige Erkenntnis zum Ausdruck gebracht, die bis heute nichts an ihrer
Aktualität verloren hat:

"Nicht der Krieg ist der Ernstfall, in dem der Mann sich zu bewähren habe, wie meine Generation in der 
kaiserlichen Zeit auf den Schulbänken unterwiesen wurde, sondern heute ist der Frieden der Ernstfall. 
Hinter dem Frieden gibt es keine Existenz mehr."[1] 

Seit Jahren macht uns Helmut Simon, der langjährige Bundesverfassungsrichter, immer wieder mit großer
Überzeugungskraft auf ein Defizit aufmerksam, das offenbar werden lässt, wie unzureichend wir die 
rechtlichen Dimensionen der Heinemannschen Botschaft beherzigen: In den nunmehr fast 60 Jahren seit
Inkrafttreten des Grundgesetzes ist, so Helmut Simon, bisher versäumt worden, das Friedensgebot des
Grundgesetzes "ähnlich konkret herauszuarbeiten wie etwa das Sozialstaatsgebot oder das
Rechtstaatsgebot." Vernachlässigt worden seien vor allem "die Folgerungen für die zivile
Konfliktbearbeitung und deren Vorrang vor militärischer Gewaltanwendung." Simon hält es u. a. "für
unerträglich, dass für diese Aufgabe lediglich ein verschwindend geringer Teil der Mittel zur Verfügung
steht, wie wir sie für das Militär aufwenden."[2]

Ich bin von den Veranstaltern gebeten worden, in meinem Beitrag der Frage näher nachzugehen, wie es um
den friedensstaatlichen Anspruch des Grundgesetz steht, insbesondere welche Bilanz sechzig Jahre nach
seinem Inkrafttreten gezogen werden kann.

II. Das Grundgesetz - keine pazifistische Verfassung

Das Grundgesetz ist, anders als etwa die Verfassung Costa Ricas, jedenfalls seit der 1956 erfolgten
Einfügung der so genannten Wehrverfassung, keine pazifistische Verfassung. Allen pazifistischen
verfassungsrechtlichen Hoffnungen zum Trotz regelt nämlich Art. 87a GG, dass der Bund "Streitkräfte zur
Verteidigung" aufstellt (Absatz 1), die allerdings - und dies ist sehr bedeutsam - "außer zur Verteidigung ...
nur eingesetzt" werden dürfen, "soweit dieses Grundgesetz es ausdrücklich zulässt." (Absatz 2)[3] Diese
"Nur-soweit-Regelung" soll verhindern, dass für die Aufstellung und damit auch für die Verwendung der
Streitkräfte als Mittel der vollziehenden Gewalt "ungeschriebene Zuständigkeiten aus der Natur der Sache"
abgeleitet werden.[4] Es gilt damit das Gebot strikter Texttreue.[5]

Was nach dem Grundgesetz unter "Verteidigung" zu verstehen ist, lässt sich zum einen der



Entstehungsgeschichte des Art. 87a GG[6] und zum anderen dem Wortlaut der Regelung über den
"Verteidigungsfall" in Art. 115a GG entnehmen: Es geht um die Situation, dass das "Bundesgebiet mit
Waffengewalt angegriffen" wird oder dass "ein solcher Angriff unmittelbar droht".

Der Normtext des Art. 87a Abs. 1 und 2 GG spricht allerdings von "Verteidigung", anders als die zunächst
vorgeschlagene Fassung[7] aber nicht von "Landesverteidigung". Dies ist kein Redaktionsversehen. Der
verfassungsändernde Gesetzgeber hat, wie die Entstehungsgeschichte der Norm ausweist, bei
Verabschiedung der Regelung im Jahre 1968 einen Einsatz der Bundeswehr im Rahmen eines NATO-
Bündnisfalles als verfassungsrechtlich zulässig vorgesehen und dies auch im Text des Grundgesetzes
erkennbar zum Ausdruck gebracht (vgl. etwa Art. 80a Abs. 3 GG). Deshalb ist davon auszugehen, dass
"Verteidigung" im Sinne des GG alles, aber auch nur das umfasst, was nach dem geltenden Völkerrecht zum
Selbstverteidigungsrecht nach Art. 51 der Charta der Vereinten Nationen (UN-Charta) gehört, der die
Bundesrepublik Deutschland 1973 wirksam beigetreten ist.

Art. 51 UN-Charta gewährleistet - und begrenzt - für jeden Staat das Recht zur "individuellen" und zur
"kollektiven Selbstverteidigung" gegen einen "bewaffneten Angriff" ("armed attack"). Er schließt die
bewaffnete erbetene Nothilfe etwa im Rahmen der NATO zugunsten eines von einem Dritten angegriffenen
Staates und damit auch Einsätze im "NATO-Bündnisfall" ein, soweit diese nach den Regeln der UN-Charta
erfolgen. In jedem Falle darf ein Militäreinsatz eines Staates in Wahrnehmung seines Notwehr- oder
Nothilferechts jedoch nach Art. 51 UN-Charta (nur) so lange dauern, "bis der Sicherheitsrat (der UNO) die
zur Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit erforderlichen Maßnahmen getroffen hat."
Das gilt damit auch für Einsätze der Bundeswehr "zur Verteidigung" nach Art. 87a GG.

Der Einsatz der Bundeswehr "zur Verteidigung" ist mithin ausschließlich in den Grenzen des Art. 51 UN-
Charta als Abwehr gegen einen "militärischen Angriff" erlaubt,[8] jedoch nicht etwa zur Verfolgung,
Durchsetzung und Sicherung ökonomischer, politischer oder geostrategischer Interessen. Die Ziele, z.B.
Behinderungen beim Zugang zu Bodenschätzen und anderen wichtigen Ressourcen, zu Ölpipelines oder zu
Absatzmärkten zu beseitigen oder gar politische und wirtschaftliche Einflusszonen zu schaffen und zu
sichern, berechtigen ebenso wenig zu militärischer Gewaltanwendung in Gestalt individueller oder
kollektiver Selbstverteidigung wie etwa die Wahrnehmung der wichtigen Aufgabe der Bekämpfung von
individueller, organisierter oder terroristischer Kriminalität. Auch wenn es sehr mühsam und schwierig ist,
terroristische, also kriminelle Täter zu ermitteln, vor Gericht zu stellen und den Nachweis ihrer individuellen
Schuld zu führen, rechtfertigt dies nicht, diese Schwierigkeiten dadurch zu umgehen, dass man stattdessen
auf militärische Schläge, so genannte "gezielte Tötungen" ("targeted killing") oder gar militärische
Vergeltungs- und Bestrafungsaktionen setzt.

Der nach dem 11. September 2001 von der US-Regierung unter Präsident Bush jun. und ihren Verbündeten
begonnene und bis heute andauernde Krieg gegen Afghanistan ist dafür ein bedeutsames und folgenschweres
Negativ-Beispiel. Hier entschied man sich lieber für die Finanzierung von einflussreichen Warlords, die das
Taliban-Regime stürzten und dabei zugleich schreckliche Menschenrechtsverletzungen begingen, zur
Entsendung verdeckt operierender eigener "Spezialkräfte", zur Bombardierung mit Marschflugkörpern und
schließlich auch zum Dislozieren eigener Kampfverbände und Truppen, die dort nunmehr im achten Jahr
stationiert sind, ohne dass sich die Sicherheitslage in Afghanistan oder in den NATO-Staaten verbessert
hätte - im Gegenteil. Dabei ließ erstaunen, dass gegen Osama Bin Laden, den angeblichen oder tatsächlichen
Drahtzieher der terroristischen Anschläge von 9/11, wegen dieses Vorwurfs kein Haftbefehl
erging.[9]Fehlten die Beweise? Die Bemühungen nach dem 11. September wurden nicht auf Strafverfolgung
und Dingfestmachung der Tatverdächtigen gerichtet und begrenzt. Vielmehr wurden - unter Berufung auf
das in Art. 51 UN-Charta verankerte Recht zur Selbstverteidigung - militärische Aktionen gegen das schon
damals durch jahrzehntelange Kriege völlig zerstörte Afghanistan gestartet, die bis heute, acht Jahre danach,
immer noch nicht beendet sind, obwohl die unmittelbare Gegenwärtigkeit der terroristischen Angriffe von
9/11, gegen die das Recht zur Selbstverteidigung in Anspruch genommen und reklamiert wurde, jedenfalls
heute schlechterdings nicht mehr zu erkennen ist. Die zur Rechtfertigung von Militäraktionen im Rahmen
von "Enduring Freedom" erfolgende Berufung auf das Selbstverteidigungsrecht kommt in Afghanistanim
Übrigen jedenfalls heute deshalb nicht in Betracht, weil die UN unmittelbar nach dem 11. September 2001



eine Vielzahl von wirksamen Maßnahmen zur Terrorbekämpfung beschlossen und umgesetzt haben und ein -
freilich durchaus kritikwürdiges - Konzept zum Neuaufbau Afghanistans beschlossen haben. Deshalb ist es -
zurückhaltend formuliert - nicht nachvollziehbar, wie sich militärische Gewaltanwendung durch die USA
und ihre Verbündeten in Afghanistan immer noch gegen einen "armed attack" im Zusammenhang mit dem
11. September richten soll.

III. Die zentralen Elemente des Friedensgebotes des Grundgesetzes

Wenn vom "Friedensgebot" oder von der "Friedensstaatlichkeit" des Grundgesetzes gesprochen wird, wird
zu Recht regelmäßig vor allem auf die folgenden neun Regelungskomplexe Bezug genommen:

(1) Die Präambel, in der es heißt, dass das "Deutsche Volk", "von dem Willen beseelt, als gleichberechtigtes
Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen", sich kraft seiner verfassungsgebenden
Gewalt dieses Grundgesetz gegeben hat.

(2) Art. 1 Abs. 2 GG, wonach sich das Deutsche Volk "zu unverletzlichen und unveräußerlichen
Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in
der Welt" bekennt.

(3) Die Bindungen an "Recht und Gesetz" (Art. 20 III GG) und an die "allgemeinen Regeln des
Völkerrechts" (Art. 25 GG), wozu auch das völkerrechtliche Gewaltverbot gehört.

(4) Das Verbot des Angriffskrieges und von friedensstörenden Handlungen, die geeignet sind und in der
Absicht vorgenommen werden, das friedliche Zusammenleben der Völker zu stören (Art. 26 Abs. 1 Satz 1
GG); der Auftrag an den Gesetzgeber zur Pönalisierung aller Verstöße gegen dieses verfassungsrechtliche
Verdikt (Art. 26 Abs. 1 Satz 2 GG) sowie die Genehmigungspflichtigkeit von "zur Kriegsführung
bestimmter Waffen" (Art. 26 Abs. 2 GG).

(5) Die Option, Hoheitsrechte durch (einfaches) Bundesgesetz auf "zwischenstaatliche Einrichtungen"
übertragen zu können (Art. 24 Abs. 1 GG).

(6) Die jetzt in Art. 23 GG enthaltene Verpflichtung zur Mitwirkung an der europäischen Einigung.

(7) Die vorgesehene Möglichkeit der Einordnung in ein "System gegenseitiger kollektiver Sicherheit" (Art.
24 Abs. 2 GG).

(8) das Gebot der Unterwerfung unter eine allgemeine, umfassende, obligatorische internationale
Gerichtsbarkeit (Art. 24 Abs. 3 GG).

(9) das Demokratiegebot (Art. 20 Abs. 1 GG) und seine besondere Relevanz für das Verhältnis von
Gesetzgeber und Exekutive in der Friedens- und Sicherheitspolitik. Im Folgenden möchte ich mich auf einen
Bereich konzentrieren - Art. 24 Abs. 2 GG 
- und mich zudem bei der von mir erbetenen bereichsspezifischen Bilanzierung von 60 Jahren Grundgesetz
auf eher thesenartige Bemerkungen beschränken.



IV. Die Uminterpretation des Art. 24 Abs. 2 GG durch das
Bundesverfassungsgericht

1. Während Absatz 1 des Art. 24 GG die Möglichkeit eröffnet, Hoheitsrechte durch einfaches Gesetz auf
zwischenstaatliche Einrichtungen zu übertragen, sieht Absatz 2 die Option einer Einordnung "in ein System 
gegenseitiger kollektiver Sicherheit" vor. Das BVerfG hat in seiner Out-of-Area-Entscheidung vom
12.7.1994[10] - anders als in seiner früheren Rechtsprechung - argumentiert, besser gesagt: behauptet, es sei
"unerheblich", ob das von Art. 24 Abs. 2 GG adressierte "System gegenseitiger kollektiver Sicherheit"
"ausschließlich oder vornehmlich unter den Mitgliedsstaaten Frieden garantieren oder bei Angriffen von
außen zum kollektiven Beistand verpflichten soll".[11] Entscheidend sei, dass das System "durch ein
friedenssicherndes Regelwerk und den Aufbau einer eigenen Organisation für jedes Mitglied einen Status
völkerrechtlicher Gebundenheit" begründe, und dieser Status der völkerrechtlichen Gebundenheit
"wechselseitig zur Wahrung des Friedens verpflichtet" und "Sicherheit gewährt". Auf dieser Grundlage hat
das BVerG dann die NATO als ein "System gegenseitiger kollektiver Sicherheit" i. S. von Art. 24 Abs. 2
GG qualifiziert.

Meine These ist: Diese Argumentation des BVerfG geht an Normstruktur und Norminhalt des Art. 24 Abs. 2
GG vorbei und implantiert so in diese Verfassungsnorm in ungerechtfertigter Weise eine abweichende, ja
konträre sicherheitspolitische Grundkonzeption. Das ist eine gravierende, ja fundamentale Abkehr von
einem der wichtigsten Elemente des im Grundgesetz verankerten Friedensgebotes. Bezieht man dabei die
vom Bundesverfassungsgericht mit Mehrheit erfolgte Billigung der Ausdehnung des "NATO-Gebiets"[12]
ohne vorherige Änderung des NATO-Vertrages und des parlamentarischen Zustimmungsgesetzes in die
Betrachtung ein, so wird das Ausmaß der Veränderungen des verfassungsrechtlichen Rahmens deutlich, der
insoweit in den letzten 15 Jahren vollzogen wurde.

2. Erhellend für die Problemidentifizierung ist zunächst die Entstehungsgeschichte der maßgeblichen GG-
Norm. Carlo Schmid (SPD), der geistige und politische Vater des Art. 24 Abs. 2 GG, hat dazu 1948/49 bei
der Ausarbeitung des GG in den Debatten des Parlamentarischen Rates ausgeführt[13] :

"Der Begriff der ‚kollektiven Sicherheit' ist ein Terminus technicus, unter welchem etwas ganz
Bestimmtes verstanden wird. ... Unter ‚kollektiver Sicherheit' ist etwas ganz Präzises zu
verstehen, eine Institution aus dem großen Gebiet des Kriegsverhütungsrechts, das in den
modernen Lehrbüchern als besonderer Abschnitt des Systems des positiven Völkerrechts
behandelt zu werden pflegt. 
... ‚Kollektive Sicherheit ist ein genau so klar umrissener Terminus wie im bürgerlichen Recht
der Ausdruck ‚ungerechtfertigte Bereicherung'."[14]

Zu konstatieren ist allerdings, dass weder Carlo Schmid noch andere Abgeordnete des Parlamentarischen
Rates anstrebten und durchsetzten, eine präzise Definition des von ihnen als "festen juristischen Begriff"
bzw. als "Terminus technicus" bezeichneten "System(s) gegenseitiger kollektiver Sicherheit" im
Grundgesetz zu verankern. Das sollte sich in der Folgezeit als schwerer Fehler erweisen.

Dennoch ist jedoch sicher, dass in den Debatten des Parlamentarischen Rates zu Art. 24 Abs. 2 GG kein
eigenständiger verfassungsrechtlicher Begriff der "kollektiven Sicherheit" geprägt wurde, sondern dass man
die vorgefundene einschlägige Begrifflichkeit aus dem Völkerrecht der Verfassungsgebung und damit dem
dann am 23. Mai 1949 in Kraft gesetzten Grundgesetz zugrunde legte.



Im Völkerrecht ist seit Jahrzehnten klar: "Kollektive Sicherheit und Bündnisse widersprechen sich
fundamental."[15] Was sind diese fundamentalen Unterschiede, worin bestehen sie? Es lassen sich vier
zentrale Kriterien festhalten.

(1) Verteidigungsbündnisse und "Systeme kollektiver Sicherheit" reflektieren zwei entgegengesetzte 
Grundkonzeptionen von Sicherheitspolitik. Das Grundkonzept von Verteidigungsbündnissen basiert auf
Sicherheit durch eigene Stärke und die Stärke der eigenen Verbündeten. Es ist "partikulär-egoistisch". Denn
es verankert die eigene Sicherheit nicht zugleich in der Sicherheit des potenziellen Gegners, also gerade
nicht in der gemeinsamen Sicherheit, sondern im Gegenteil in der relativen Schwäche und Unterlegenheit
des potenziellen Gegners. Die Grundkonzeption kollektiver Sicherheit, die in der Periode zwischen den
beiden Weltkriegen als bewusste Alternative zu den tradierten sog. Verteidigungsbündnis-Systemen
entwickelt wurde, basiert dagegen auf der Sicherheit aller potenziellen Gegner durch die Reziprozität
innerhalb einer internationalen Rechtsordnung. Es gründet auf dem Konzept der gemeinsamen Sicherheit.

(2) Zweitens: Anders als ein System kollektiver Sicherheit ist ein Verteidigungsbündnis - so auch die NATO
- nicht auf Universalität im Sinne des Einschlusses potenzieller Aggressoren angelegt. So steht die NATO -
bezeichnenderweise anders als das System "kollektiver Sicherheit" der UNO - nicht jedem Beitrittswilligen
offen, der die im NATO-Vertrag verankerten Ziele anerkennt. Dementsprechend haben die NATO und ihre
Mitgliedsstaaten sowohl in den Jahren 1954/55 als auch im Zusammenhang mit den NATO-
Osterweiterungen der letzten Jahre Begehren der früheren Sowjetunion und Russlands auf Einbeziehung in
das NATO-Bündnis ausdrücklich abgelehnt.

(3) Drittens - und dies ist ein weiterer gravierender Unterschied eines Verteidigungsbündnisses zu einem
kollektiven Sicherheitssystem - enthält der NATO-Vertrag für den Fall eines von einem eigenen 
Mitgliedsstaat begangenen Aggressionsaktes keine verbindlichen internen Konfliktregelungsmechanismen.
Eine NATO-interne Verpflichtung der übrigen NATO-Partner, dem einen Aggressionsakt begehenden
NATO-Verbündeten mit kollektiven NATO-Zwangsmaßnahmen entgegen zu treten, sieht der NATO-
Vertrag gerade nicht vor. Dieses Defizit ist typisch für ein Bündnis zur kollektiven Verteidigung, das ja
gerade zur Verteidigung gegen einen potenziellen externen Aggressor geschlossen wird.

(4) Die NATO etabliert auch - dies ist der vierte wesentliche Unterschied zu einem System kollektiver
Sicherheit - keine den Mitgliedsstaaten übergeordnete zwischenstaatliche oder supranationale Gewalt einer
organisierten und rechtlich geordneten Macht nach dem Modell der Vereinten Nationen.

3. Art. 24 Abs. 2 GG knüpft an diese vierfach typisierte völkerrechtliche Begrifflichkeit und fundamentale
Unterscheidung zwischen einem "kollektiven Sicherheitssystem" und einem "kollektiven
Verteidigungsbündnis" an und inkorporiert diese Unterscheidung in das deutsche Verfassungsrecht. Diese
Unterscheidung ist für die konzeptionelle Orientierung der deutschen Außen- und Sicherheitspolitik äußerst
bedeutsam - rechtlich und verfassungspolitisch.

(1.) Rechtlich bedeutsam ist der Unterschied zwischen einem kollektiven Verteidigungsbündnis und einem
System kollektiver Sicherheit vor allem im Hinblick auf die in Betracht kommende Rechtsgrundlage für
Einsätze der Bundeswehr. Für militärische Einsätze "zur Verteidigung" auf der Grundlage von Art. 51 UN-
Charta, also zur individuellen oder kollektiven Selbstverteidigung, ist Rechtsgrundlage allein Art. 87a GG
("nur zur Verteidigung"). Denn diese Bestimmung ist insoweit lex specialis. Art. 24 Abs. 2 GG scheidet
dafür aus, weil diese Regelung auf Verteidigungsbündnisse keine Anwendung findet. Art. 24 Abs. 2 GG
kommt als Rechtsgrundlage nur für Einsätze im Rahmen eines kollektiven Sicherheitssystems wie der UNO
oder vielleicht einmal bei entsprechender Ausgestaltung der OSZE und zudem stets nur dann in Betracht,
wenn dabei die deutschen Streitkräfte tatsächlich im Rahmen und nach den Regeln dieses kollektiven
Sicherheitssystems eingesetzt werden. Militärische Einsätze außerhalb der UN oder gar unter Bruch der UN-
Charta können keinesfalls auf Art. 24 Abs. 2 GG gestützt werden.

(2.) Das in Art. 24 Abs. 2 GG verankerte Konzept der "kollektiven Sicherheit" hat darüber hinaus noch eine
wichtige Leitfunktion für die verfassungsrechtliche Orientierung deutscher Außen- und Sicherheitspolitik.



Verteidigungsbündnisse wie die NATO basieren auf dem Konzept der nuklearen und der nicht-nuklearen
("konventionellen") Abschreckung. Sie unterliegen der Abschreckungs- "Logik". Diese baut auf der
Vorstellung auf, der potenzielle Gegner könne von einem nuklearen und/oder nicht-nuklearen Angriff
dadurch wirksam abgeschreckt werden, dass man ihm für diesen Fall einen vernichtenden militärischen
Gegenschlag androht, der für sein Land zu unannehmbaren Folgen und Schäden, möglicherweise sogar zur
vollständigen Vernichtung in einem atomaren Inferno führen werde. Um die eigene Fähigkeit und
Bereitschaft zu einer solchen (Gewalt-)Reaktion - immanent betrachtet - "glaubwürdig" demonstrieren und
vermitteln zu können, sind nach dieser "Logik", diesem Grundansatz gemäße nukleare und nicht-nukleare
Bewaffnungen, entsprechende militärische Ausrüstungen, logistische Einrichtungen, Strategien und
Einsatzdoktrinen erforderlich.

Konstitutiver Bestandteil für ein - immanent betrachtet - Funktionieren dieser "Abschreckungslogik" ist
dabei jedoch denknotwendig stets, dass man es mit einem rational kalkulierenden Gegner zu tun hat, der auf
der Basis hinreichender ihm zur Verfügung stehender Informationen ausschließlich, auch in kritischen
Situationen, wohl überlegte rationale Entscheidungen trifft. Das heißt zugleich: Das Abschreckungskonzept
kann mithin schon nach seiner eigenen "Logik" nicht funktionieren, wenn es um die Abschreckung eines
"irrationalen" Gegners geht. Denn dieser entscheidet und handelt eben nicht nach den vorausgesetzten
überwiegend rationalen Kriterien. Historische Beispiele für solche "abschreckungsresistenten" Gegner waren
jedenfalls im zu Ende gegangenen 20. Jahrhundert, dem blutigen "Zeitalter der Extreme" (Eric Hobsbawm),
nicht gerade selten. Man stelle sich nur vor, sie hätten über Atomwaffen verfügt.

Aber auch dann, wenn man es mit einem prinzipiell "rationalen Gegner" zu tun hat, ist die
Funktionsfähigkeit der nuklearen (wie auch der so genannten konventionellen) Abschreckung davon
abhängig, dass diesem Gegner nach den konkreten Umständen hinreichende zeitliche, informationelle und
logistische Möglichkeiten und Kapazitäten zur Verfügung stehen, um kritische Entscheidungssituationen in
dem jeweils erforderlichem Maße analysieren, abschätzen und beurteilen zu können sowie hieraus
verantwortliche praktische Folgerungen zu ziehen. Bei sehr kurzen Vorwarnzeiten und in zugespitzten
Krisensituationen ist es eher illusionär anzunehmen, diese Voraussetzungen seien in hinreichendem Maße
auf Seiten aller Konfliktbeteiligten gewährleistet.

Schließlich funktioniert die "Abschreckungslogik" auf der Grundlage der ihr zugrunde liegenden Annahmen
auch dann nicht oder stößt jedenfalls an gefährliche Grenzen, wenn menschliche Fehleinschätzungen
("human error" oder "incomprehensible interaction") oder "technisches Versagen" wirksam werden. Dies ist
etwa der Fall, wenn sich defekte oder fehlinterpretierte Daten in Kommunikationssysteme einschleichen und
Fehlalarme ausgelöst werden, die es angesichts sehr kurzer Vorwarnzeiten jedenfalls u. a. sehr schwer oder
gar unmöglich machen, sicher zu diagnostizieren, ob in der konkreten Entscheidungssituation die
verfügbaren digitalen und sonstigen vorliegenden Daten nun auf einen gegnerischen Angriff schließen lassen
oder nicht, der es nach den Vorgaben der eigenen Doktrin erforderlich macht, unverzüglich die eigenen
Atomwaffen einzusetzen, schon um ihre Zerstörung nicht zu riskieren.

Entgegen einer weit verbreiteten Auffassung, die immer wieder geltend macht, das nukleare
Abschreckungssystem habe in den Zeiten des "Kalten Krieges" und darüber hinaus bis heute seine
Wirksamkeit und Funktionsfähigkeit eindrucksvoll unter Beweis gestellt und so den Frieden gesichert, gab
es in Wirklichkeit in den vergangenen 60 Jahren zumindest zwanzig solcher äußerst kritischen Situationen -
sowohl im Osten[16] als auch im Westen[17] - , in denen die Welt am Rande des nuklearen Infernos stand
und in denen sich - wie es der frühere US-amerikanische Verteidigungsminister Robert Mc-Namara
formuliert hat - das Überleben der Menschheit allein glücklichen Zufällen verdankte.[18] Es ist hier nicht
der Ort, diese Situationen im Einzelnen näher darzustellen.

Die sog. Palme-Kommission, an der neunzehn bedeutende Politiker und Fachleute aus Ost und West, Nord
und Süd, darunter der frühere deutsche Bundesminister und Abrüstungsexperte Egon Bahr, mitgewirkt
haben, hat in der Hochphase des Kalten Krieges die lebensbedrohlichen Konsequenzen der
Abschreckungsdoktrin eingehend analysiert und daraus bemerkenswerte Schlussfolgerungen gezogen, die



sie in einem Alternativ-Konzept "gemeinsamer Sicherheit" zusammen gefasst hat:

"In der heutigen Zeit kann Sicherheit nicht einseitig erlangt werden. Wir leben in einer Welt,
deren ökonomische, politische, kulturelle und vor allem militärische Strukturen in
zunehmendem Maße voneinander abhängig sind. Die Sicherheit der eigenen Nation lässt sich
nicht auf Kosten anderer Nationen erkaufen."[19]

Im nuklearen Zeitalter der gegenseitig gesicherten Zerstörung ist Sicherheit nicht mehr vor dem potenziellen
Gegner, sondern nur noch mit ihm, d.h. als gemeinsame Sicherheit zu erreichen. Das knüpft unmittelbar an
die Vorstellungen einer "kollektiven Sicherheit" an, wie sie nach der Konzeption der Väter und Mütter des
Grundgesetzes in Art. 24 Abs. 2 GG ihren Niederschlag gefunden haben.

4. Die Missachtung der Erkenntnisse der Palme-Kommission von der im Nuklearzeitalter bestehenden
existenziellen Notwendigkeit, in der Sicherheitspolitik vom Grundkonzept "gemeinsamer Sicherheit"
auszugehen, zeigt sich nicht nur am Festhalten an der nuklearen Abschreckungsstrategie u. a. der NATO,
sonder gegenwärtig sehr praktisch und deutlich auch am Beispiel der offenkundig immer weiter
fortschreitenden Osterweiterung der NATO - mittlerweile, wie die jüngsten NATO-Manöver in Georgien
sichtbar gemacht haben, offenbar demnächst bis in den Kaukasus. Die Osterweiterung entspricht zwar, wie
es den Anschein hat, den Forderungen der gegenwärtigen Regierungen und den Wünschen weiter Kreise der
Bevölkerung der Beitrittsländer. Diese nationalen Optionen sind aufgrund der historischen traumatischen
Erfahrungen dieser Völker mit dem früheren Zarenreich und dann der stalinistischen und nachstalinistischen
Sowjetunion auch durchaus versteh- und erklärbar. Das ändert aber nichts daran, dass Grundlage und
Orientierung der NATO-Osterweiterung eben nicht die Ausrichtung auf eine gemeinsame Sicherheit aller
potenziellen Konfliktparteien ist. Eng verbunden mit dem jeweiligen NATO-Beitritt dieser Länder sind
regelmäßig (im Übrigen äußerst kostspielige) Rüstungsmodernisierungen und die Ausrüstung der neuen
Bündnispartner mit NATO-kompatiblen Waffensystemen sowie der Aufbau von neuen Militärstützpunkten
und die Entwicklung entsprechender Einsatzkonzepte gegen den in dieser Region objektiv einzigen
potenziellen externen Gegner, nämlich Russland. Die Beitrittsländer werden so als NATO-Mitgliedsstaaten
ausnahmslos in das NATO-Militärsystem eingebunden und damit nicht nur aus der Sicht Russlands, sondern
auch objektiv zu vorgeschobenen NATO-Militärbasen. Dies geschieht bezeichnenderweise entgegen allen
Zusagen des damaligen US-Präsidenten George Bush sen. und seines Außenministers James Baker
gegenüber dem damaligen sowjetischen Präsidenten Gorbatschow bei der Beendigung des Kalten Krieges
und bei Abschluss der Charta von Paris im Jahre 1990.[20]

Die Missachtung des Konzepts gemeinsamer Sicherheit offenbart sich allen verbalen Beteuerungen zum
Trotz objektiv auch in der von der US-Regierung Bush jun. in Gang gesetzten, von dem neuen US-
Präsidenten Obama allerdings zwischenzeitlich suspendierten Einbeziehung Polens und Tschechiens in die
im Aufbau befindlichen US-amerikanischen "Anti-Raketensysteme". Objektiv bewirkt wird durch diese
Vorgänge letztlich eine geostrategische Einkreisung Russlands.

Es ist alles andere als fern liegend, dass sich die in mannigfaltigen Formen vollziehende geostrategische
Einkreisung Russlands[21] im Rezeptionshorizont der russischen Entscheidungsträger als eine
Sicherheitslage wahrgenommen werden kann, die derjenigen vergleichbar ist, in der sich die US-Regierung
im Oktober 1962 wähnte, als die damalige Sowjetunion Atomraketen auf Kuba, also im unmittelbaren
geographischen Umfeld der USA, dislozierte, was nach der Begründung der sowjetischen Regierung
geschah, um die USA von einem Angriff auf Kuba abzuschrecken. Ein Vorstück dazu gab es ja in Gestalt
der im Jahr zuvor von der CIA organisierten und mit Billigung[22] des US-Präsidenten Kennedy erfolgten
Landung bewaffneter Einheiten in der kubanischen "Schweinebucht". Bekanntlich veranlasste die damalige
Situation mit sowjetischen Atomraketen "vor der Haustür" der USA die Kennedy-Administration im
Oktober 1962, eine militärische Seeblockade rund um Kuba zu verhängen und mit starken Marinekräften
durchzusetzen. Kennedy war dabei zu einer militärischen Invasion Kubas und einer gewaltsamen Zerstörung



der dortigen sowjetischen Raketenstellungen für den Fall entschlossen, dass diese nicht unverzüglich
abgebaut würden. Bei ihrem Vorgehen nahmen Präsident Kennedy und seine Regierung die Auslösung eines
Nuklearkriegs bewusst in Kauf.[23] Ebenso war die sowjetische Regierung, wie später der Stabschef des
Warschauer Pakts, General Gribkov, der während der Krise als hoher sowjetischer Offizier vor Ort in Kuba
war, enthüllte, im Falle einer US-Invasion auf Kuba zu einem Nuklearschlag gegen die USA vorbereitet und
entschlossen.[24] Dass es im Oktober 1962 im Verlaufe dieser extremen Krisensituation nicht zu einem
atomaren Schlagabtausch und damit nicht zu einem die ganze Menschheit bedrohenden nuklearen Inferno
kam, war nicht allein ein Ergebnis des Krisenmanagements, sondern vor allem auf besonders glückliche
Umstände zurück zu führen. Das haben sowohl der damalige US-Justizminister Robert Kennedy, der von
seinem Präsidentenbruder maßgeblich in das Krisenmanagement eingebunden worden war,[25] als auch der
damalige US-Verteidigungsminister Robert McNamara in mehreren Publikationen[26] wiederholt
eindringlich beschrieben. Auf solche "glücklichen Umstände" und ihr ausnahmsloses Vorliegen in
Krisensituation zu setzen und davon letztlich das Überleben der Menschheit und dieses Planeten abhängig zu
machen, offenbart - zurückhaltend formuliert - geradezu hazardeurhafte Denkmuster und Verhaltenszüge.

Seit dem Ende des Kalten Krieges hat sich die nukleare Gegnerschaft zwischen den USA und Russland
allerdings insoweit modifiziert, als beide Atommächte die Zahl ihrer Nuklearwaffensysteme verringert
haben, vor allem der älteren Baujahre; die bestehenden werden jedoch fortlaufend modernisiert und
weiterentwickelt. Beide Seiten haben zwar jetzt die Atomraketenstellungen und andere Zielobjekte des
jeweiligen Gegners aus ihrer eigenen Zielplanung herausgenommen. Fachleute wie der frühere US-
Verteidigungsminister Robert McNamara weisen jedoch darauf hin, dass ein "retargeting", also eine
Wiederhereinnahme dieser Ziele in die Zielplanung, binnen weniger Minuten erneut erfolgen kann.[27]

Die grundlegenden menschheitsbedrohenden Gefahren, die sich dann realisieren, wenn das
Abschreckungssystem versagt ("if deterrence fails"), bestehen damit fort. Hinzu kommen die besonderen
atomaren Risiken des Nuklearterrorismus und der Proliferation. Diese haben sich heute eher verschärft,
worauf unlängst in den USA die prominenten Ex-Politiker Henry Kissinger, George Shultz, William Perry
und Sam Nunn in zwei fulminanten Artikeln im "Wallstreet Journal"[28] sowie in Deutschland der frühere
Bundeskanzler Helmut Schmidt, der frühere Bundespräsident Richard von Weizsäcker, der ehemalige
Außenminister und Vizekanzler Hans-Dietrich Genscher sowie der langjährige Bundesminister und
Abrüstungsexperte der SPD Egon Bahr in einem gemeinsamen Artikel in der "Frankfurter Allgemeinen
Zeitung"[29] zu Recht hingewiesen haben.

5. Es ist deshalb, zurückhaltend formuliert, hohe Zeit, sich endlich wieder zumindest der fundamentalen
Differenz zu vergewissern, die gerade auch den Vätern und Müttern des Grundgesetzes bei der Formulierung
des Art. 24 Abs. 2 GG bewusst war: Es geht um die fundamentale Differenz zwischen einem "System
kollektiver Sicherheit", das auf "gemeinsamer Sicherheit" der potenziellen Konfliktparteien aufbaut, und
einem Verteidigungsbündnis, das bis heute auf Konzepte der nuklearen (und nicht-nuklearen) Abschreckung
setzt. Hieraus müssen dann die notwendigen praktischen Konsequenzen gezogen werden. Die bisherige
einschlägige Rechtsprechung des BVerfG zu Art. 24 Abs. 2 GG trägt leider in starkem Maße dazu bei, diese
fundamentale Differenz zu verdunkeln.

* Mit Nachweisen versehene gekürzte Fassung des Vortrags des Autors zur Tagung "60 Jahre Grundgesetz"
der "Gustav-Heinemann-Initiative" am 12. Juni 2009 in der "Erinnerungsstätte für die Freiheitsbewegungen
in der deutschen Geschichte" im Schloss Rastatt.
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